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RESOLUTION DER GENERALVERSAMMLUNG

[auf Grund des Berichts des Dritten Ausschusses (A/54/605/Add.2)]

54/168. Achtung vor den Grundsätzen der nationalen Souveränität und der
Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten der Staaten bei
Wahlvorgängen

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung des Ziels der Vereinten Nationen, freundschaftliche, auf der Achtung vor dem
Grundsatz der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker beruhende Beziehungen zwischen
den Nationen zu entwickeln und andere geeignete Maßnahmen zur Festigung des Weltfriedens zu treffen,

unter Hinweis auf ihre Resolution 1514 (XV) vom 14. Dezember 1960 mit der Erklärung über die
Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 2625 (XXV) vom 24. Oktober 1970, mit der sie die Erklä-
rung über völkerrechtliche Grundsätze für freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen
den Staaten im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen gebilligt hat,

ferner unter Hinweis auf den in Artikel 2 Absatz 7 der Charta der Vereinten Nationen verankerten
Grundsatz, wonach aus der Charta eine Befugnis der Vereinten Nationen zum Eingreifen in Angelegen-
heiten, die ihrem Wesen nach zur inneren Zuständigkeit eines Staates gehören, oder eine Verpflichtung
der Mitglieder, solche Angelegenheiten einer Regelung auf Grund der Charta zu unterwerfen, nicht ab-
geleitet werden kann,

erneut erklärend, dass die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, sich an die Grundsätze der Charta und
die Resolutionen der Vereinten Nationen über das Recht auf Selbstbestimmung zu halten, auf Grund des-
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sen alle Völker ihren politischen Status frei und ohne Einmischung von außen bestimmen und ihre wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung frei verfolgen können,

anerkennend, dass die Grundsätze der nationalen Souveränität und der Nichteinmischung in die inne-
ren Angelegenheiten der Staaten bei der Abhaltung von Wahlen zu achten sind,

sowie anerkennend, dass es eine reiche Vielfalt von politischen Systemen und von Wahlmodellen
auf der Welt gibt, die auf einzelstaatlichen und regionalen Besonderheiten und unterschiedlichen Voraus-
setzungen gründen,

betonend, dass es Sache der Staaten ist, für Mittel und Wege zu sorgen, die die volle und effektive
Mitwirkung des Volkes an Wahlvorgängen erleichtern,

mit Genugtuung über die Erklärung und das Aktionsprogramm von Wien, die am 25. Juni 1993 von
der Weltkonferenz über Menschenrechte verabschiedet wurden1 und in denen die Konferenz bekräftigt
hat, dass die Maßnahmen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte im Einklang mit den Zielen
und Grundsätzen der Charta durchgeführt werden sollen,

1. wiederholt, dass auf Grund des in der Charta der Vereinten Nationen verankerten Grundsatzes
der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker alle Völker das Recht haben, frei und ohne
Einmischung von außen ihren politischen Status zu bestimmen und ihre wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Entwicklung zu verfolgen, und dass jeder Staat verpflichtet ist, dieses Recht im Einklang mit der
Charta zu achten;

2. erklärt erneut, dass die Völker das Recht haben, ohne Einmischung von außen Wahlmethoden
festzulegen und Wahlinstitutionen einzurichten, und dass die Staaten infolgedessen im Einklang mit ihrer
Verfassung und ihrem innerstaatlichen Recht für die erforderlichen Mechanismen und Verfahren sorgen
sollen, die die volle und effektive Mitwirkung des Volkes an Wahlvorgängen erleichtern;

3. erklärt außerdem erneut, dass alle Aktivitäten, mit denen versucht wird, sich in den freien Ab-
lauf einzelstaatlicher Wahlvorgänge, insbesondere in den Entwicklungsländern, direkt oder indirekt ein-
zumischen, oder mit denen beabsichtigt wird, die Ergebnisse dieser Wahlvorgänge zu beeinflussen, gegen
Geist und Buchstaben der Grundsätze verstoßen, die in der Charta und in der Erklärung über völkerrecht-
liche Grundsätze für freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen den Staaten im Ein-
klang mit der Charta der Vereinten Nationen verankert sind;

4. erklärt ferner erneut, dass den Mitgliedstaaten von den Vereinten Nationen gewährte Wahlhilfe
auf Ersuchen der interessierten Staaten oder unter besonderen Umständen wie im Fall der Entkolonialisie-
rung oder im Kontext regionaler oder internationaler Friedensprozesse bereitgestellt werden soll;

5. appelliert nachdrücklich an alle Staaten, keine politischen Parteien oder Gruppen in anderen
Staaten zu finanzieren und keine sonstigen Handlungen vorzunehmen, die deren Wahlvorgänge unter-
graben;

6. verurteilt jede bewaffnete Angriffshandlung und jede Androhung oder Anwendung von Gewalt
gegen Völker, ihre gewählten Regierungen oder ihre rechtmäßigen politischen Führer;
                                                     
1 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III.
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7. erklärt erneut, dass alle Länder nach der Charta verpflichtet sind, das Recht der Völker auf
Selbstbestimmung zu achten sowie ihr Recht, ihren politischen Status frei zu bestimmen und ihre wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung zu verfolgen;

8. beschließt, diese Frage auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung unter dem Punkt "Menschen-
rechtsfragen" zu behandeln.

     83. Plenarsitzung
  17. Dezember 1999


